
B e s c h l u s s 
 

des Burgenländischen Landtages vom ………………………………….., mit dem der 

Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über die 

frühe sprachliche Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen 

zugestimmt wird 

 

 

 

 

 

 

 Der Landtag hat beschlossen: 

 

 

Der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über 

die frühe sprachliche Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen 

wird gemäß Art. 81 Abs. 2 L-VG zugestimmt. 
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Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über die frühe 
sprachliche Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen 

Der Bund, vertreten durch die Bundesregierung, sowie die Länder Burgenland, Kärnten, Niederösterreich, 
Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, Vorarlberg und Wien, jeweils vertreten durch den 

Landeshauptmann bzw. die Landeshauptfrau, – im Folgenden Vertragsparteien genannt – sind 

übereingekommen, gemäß Art. 15a des Bundes-Verfassungsgesetzes nachstehende Vereinbarung zu schließen: 

Artikel 1 

Zielsetzungen 

(1) Drei bis sechsjährige Kinder in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen, die über mangelnde 
Deutschkenntnisse verfügen, insbesondere jene mit nicht deutscher Muttersprache, sollen so gefördert werden, 

dass sie mit Eintritt in die erste Schulstufe der Volksschule die Unterrichtssprache Deutsch nach den 
„Bildungsstandards zur Sprech- und Sprachkompetenz zu Beginn der Schulpflicht“ möglichst beherrschen. Die 

Feststellung eines allfälligen Sprachförderbedarfs soll in den institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen 

durch Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen, allenfalls gemeinsam mit den Leiterinnen und Leitern der 
Volksschulen bzw. sonstigem qualifizierten Personal erfolgen. Die Sprachförderung wird durch 

Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen bzw. sonstiges qualifiziertes Personal altersadäquat, alltagsintegriert, 

individuell und auf spielerische Weise durchgeführt. 

(2) Bei der Umsetzung der frühen sprachlichen Förderung im Sinne des Abs. 1 soll der bundes-
länderübergreifende Bildungsrahmenplan für elementare Bildungseinrichtungen in Österreich und der 

Bildungsplan-Anteil zur sprachlichen Förderung in elementaren Bildungseinrichtungen, zur Anwendung 

gelangen. 

(3) Die frühe sprachliche Förderung hat das Ziel, einen erleichterten Einstieg in die Volksschule mit sich zu 
bringen, die zukünftigen Bildungschancen der Kinder zu optimieren und in weit erer Folge einen besseren Start 

in das Berufsleben zu ermöglichen. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Vereinbarung bedeuten die Begriffe 

 1. institutionelle Kinderbetreuungseinrichtungen: öffentliche und private Kindergärten und -krippen oder 

vergleichbare Einrichtungen, sowie alterserweiterte Gruppen, wobei private solche sind, bei denen die 
Kinderbetreuung nicht im privaten Haushalt stattfindet, die unter denselben Aufnahme - und 

Ausschließungsbedingungen wie die öffentlichen allgemein zugänglich und nicht auf Gewinn gerichtet 

sind, sowie Betriebskindergärten und -krippen, sowie vergleichbare Einrichtungen; 
 2. Kindergartenjahr: den Zeitraum im Sinne des § 8 des Schulzeitgesetzes 1985, BGBl. Nr. 77; 

 3. Bildungsstandards zur Sprech- und Sprachkompetenz zu Beginn der Schulpflicht: Jene sprachlichen 

Kompetenzen, die beim Eintritt in die erste Schulstufe der Volksschule gegeben sein sollen und vom 
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur in Zusammenarbeit mit der Pädagogischen 

Hochschule Linz erstellt wurden. 

 4. Ausbildung der Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen: die an den Bildungsanstalten für 
Kindergartenpädagogik laut geltendem Lehrplan und geltender Prüfungsordnung durchzufüh rende 

Qualifizierung; 

 5. Fort- und Weiterbildung der Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen: jene Maßnahmen, die an den 
Pädagogischen Hochschulen oder vergleichbaren Bildungsstätten gesetzt bzw. von den Ländern 

organisiert werden, insbesondere die Lehrgänge zur Qualifizierung für die frühe sprachliche Förd erung; 

 6. Sprachstandsfeststellung: Beobachtungsbogen zur Erfassung der Sprachkompetenz in Deutsch von 
Kindern mit Deutsch als Erstsprache (BESK 2.0), Beobachtungsbogen zur Erfassung der 

Sprachkompetenz in Deutsch von Kindern mit Deutsch als Zweitsprache (BESK-DaZ 2.0) oder ein 

vergleichbares auf sprachwissenschaftlicher und kindergarten-pädagogischer Basis festgelegtes 
Instrumentarium, das eine eindeutige Aussage über den allfälligen Bedarf an früher Sprachförderung 

ermöglicht; 

 7. Sprachförderung: die Bündelung jener pädagogischen Interventionen, die in institutionellen 
Kinderbetreuungseinrichtungen in geeigneter (kindgemäßer, individueller, sachrichtiger) Form gesetzt 

werden; 

 8. Bildungsrahmenplan und Bildungsplan-Anteil: der bundesländerübergreifende Bildungsrahmenplan für 
elementare Bildungseinrichtungen in Österreich und der Bildungsplan -Anteil zur sprachlichen 

Förderung in elementaren Bildungseinrichtungen (2009) der Ämter der Landesregierungen der 

österreichischen Bundesländer, des Magistrats der Stadt Wien sowie des Bundesministeriums für 
Unterrichtet, Kunst und Kultur, erarbeitet durch das Charlotte-Bühler-Institut. 



Artikel 3 

Frühe sprachliche Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen 

(1) Die Vertragsparteien treffen die geeigneten Maßnahmen, um im Zusammenwirken zwischen den 
institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen, den Schulen, den Erziehungsberechtigten und den 

Schulbehörden des Bundes die Beherrschung der Unterrichtssprache Deutsch nach den „Bildungsstandards zur 
Sprech- und Sprachkompetenz zu Beginn der Schulpflicht“  durch alle Kinder beim Eintritt in die erste 

Schulstufe der Volksschule möglichst sicherzustellen. 

(2) Der Bund verpflichtet sich insbesondere, 

 1. den Ländern geeignete Verfahren der Sprachstandsfeststellungen gemäß Art. 2 Z 6 zur Verfügung zu 
stellen, mit welchen der Sprachförderbedarf in den institutionellen Kinderbetreuungs einrichtungen 

festgestellt wird; 
 2. zur Aus-, Fort und Weiterbildung der Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen und Lehrenden an den 

Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik im Bereich der Sprachstandsfeststellung und der frühen 

sprachlichen Förderung an den Pädagogischen Hochschulen oder vergleichbaren Bildungsstätten und  
 3. zur Weiterentwicklung von Curricula für ein einheitliches Qualifizierungsmodell für die spezielle Aus -, 

Fort- und Weiterbildung der Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen im Bereich der 

Sprachstandsfeststellung und der frühen sprachlichen Förderung an der Bildungsanstalt für 
Kindergartenpädagogik, den Pädagogischen Hochschulen oder vergleichbaren Bildungsstätten. 

Die Erfüllung dieser Verpflichtungen obliegt dem Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur. Bei der 
Erfüllung der Z 2 sind die Länder miteinzubeziehen. 

(3) Die Länder verpflichten sich, insbesondere Sorge zu tragen für 

 1. Information und die Durchführung einer jährlichen Sprachstandsfeststellung gemäß Art.  2 Z 6 
möglichst zu Beginn des Kindergartenjahres. Nach erfolgter Durchführung der frühen sprachlichen 

Förderung, jedenfalls aber zu Beginn des Folgekindergartenjahres, ist bei dem Personenkreis, welcher 

aufgrund des festgestellten Bedarfs sprachlich gefördert wurde, erneut eine Sprachstandsfeststellung 
vorzunehmen; 

 2. die erforderliche Sprachförderung in den institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen gemäß den 
„Bildungsstandards zur Sprech- und Sprachkompetenz zu Beginn der Schulpflicht“ und 

 3. die Empfehlung der speziellen Aus-, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen des Bundes an den 
Pädagogischen Hochschulen sowie vergleichbaren Bildungsstätten an die Kindergartenpädagoginnen 

und -pädagogen. 

(4) Die Vertragsparteien werden den Bildungsrahmenplan für institutionelle Kinderbetreuungs einrichtungen, 
sowie den Bildungsplan-Anteil gemäß Art. 1 Abs. 2 anwenden. 

Artikel 4 

Finanzierung der Maßnahmen zur sprachlichen Frühförderung 

(1) Die Gesamtkosten, die in Durchführung der Maßnahmen dieser Vereinbarung entstehen, werden 
zwischen Bund und Ländern im Verhältnis eins zu eins aufgeteilt, wobei etwaige Beiträge von Gemeinden dem 

Anteil des jeweiligen Landes zugerechnet werden können. Der Anteil des Bundes beträgt jährlich maximal 
5 Millionen Euro. Der Bund leistet an die einzelnen Länder in den Jahren 2012, 2013 und 2014 einen jährlichen 

Zweckzuschuss im Sinne von §§ 12 und 13 F-VG 1948 in maximal folgender Höhe: 

 1. Burgenland........................................................................................ 170.350 Euro 
 2. Kärnten .............................................................................................. 285.200 Euro 

 3. Niederösterreich ............................................................................... 982.500 Euro 

 4. Oberösterreich .................................................................................. 820.600 Euro 
 5. Salzburg............................................................................................. 299.950 Euro 

 6. Steiermark......................................................................................... 559.700 Euro 

 7. Tiro l ................................................................................................... 411.950 Euro 
 8. Vorarlberg ......................................................................................... 246.500 Euro 

 9. Wien ...............................................................................................1.223.250 Euro 

(2) Die im Rahmen der speziellen Qualifizierungsmaßnahmen anfallenden Reise- und Vertretungskosten der 
Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen werden nicht aus dem Zweckzuschuss des Bundes getragen. 

Artikel 5 

Konzeptvorlage, Berichterstattung und Abrechnung des Zweckzuschusses für die Maßnahmen zur frühen 
sprachlichen Förderung 

(1) Zur Darlegung der vereinbarungsgemäßen Verwendung des Zweckzuschusses hat das jeweilige Land 
dem Bundesministerium für Inneres bis spätestens drei Monate nach Inkrafttreten der Vereinbarung ein Konzept 
für die Jahre 2012, 2013 und 2014 vorzulegen, das Folgendes zu enthalten hat: 

 1. eine konkrete inhaltliche Festlegung der Umsetzung der sprachlichen Frühförderung, 



 2. Personaleinsatz, 

 3. Angaben zu den Standorten, 

 4. eine Beschreibung der Methodologie, die für die Umsetzung herangezogen wird und  
 5. einen Finanzplan. 

Das Konzept hat der Vorlage in Anlage A zu entsprechen. Kann das Land nicht auf bisherige Erfahrungswerte 
zum Sprachförderbedarf in den institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen zurückgreifen, können die 

Angaben der Z 2, Z 3, Z 5 unabhängig von der Konzeptvorlage nach Durchführung der ersten 

Sprachstandsfeststellung gemäß Art. 3 Abs. 3 Z 1 vorgelegt werden. 

(2) Die Länder haben bis 30. November eines jeden Kalenderjahres dem Bundesministerium für Inneres 
einen Schlussbericht vorzulegen, der neben der Abrechnung des gesamten vorangegangenen Kindergartenjahres, 

in dem die frühe sprachliche Förderung stattgefunden hat, folgende Angaben zu beinhalten hat : 

 1. die Anzahl der geförderten Kinder mit festgestelltem Sprachförderbedarf, 
 2. die institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen, in denen die Fördermaßnahmen durchgeführt 

wurden, mit der Anzahl der Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen sowie des sonstigen 
qualifizierten Personals, der zusätzlich für die Sprachförderung eingesetzten Vollbeschäftigungs -

äquivalente von Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen und sonstigem qualifizierten Personal, 

sowie der tatsächlich für die Sprachförderung aufgewendeten Stunden, 
 3. die anonymisierten Ergebnisse, sowie eine vergleichende anonymisierte Auswertung der durchgeführten 

Sprachstandsfeststellungen gemäß Art. 3 Abs. 3 Z 1, woraus jedenfalls eine Wirkungskennzahl der 

durchgeführten frühen sprachlichen Förderung im Hinblick auf die Entwicklung der Sprachkompetenz 
der Kinder, die Sprachförderung erhalten haben, ablesbar sein muss. Diese Angaben können unabhängig 

vom Schlussbericht, jedoch spätestens bis 31. Dezember eines Kalenderjahres nachgereicht werden. In 

begründeten Ausnahmefällen kann das Bundes ministerium für Inneres unter Angabe von sachlichen 
Gründen auf Antrag des Bundeslandes eine Fristerstreckung von bis zu zwei Monaten gewähren. 

Im Jahr 2012 hat der Schlussbericht lediglich jene inhaltlichen Angaben über die Fördermaßnahmen und 
Sprachstandsfeststellungen, die nach Inkrafttreten dieser Vereinbarung durchgeführt wurden, und die auf diesen 

Zeitraum beschränkte Abrechnung zu enthalten. Der Schlussbericht hat der Vorlage in Anlage  B zu entsprechen. 

Auf Seiten des Bundes ist zur Entscheidung über die Abrechnung das Bundesministerium für Inneres berufen.  

(3) Das Land hat den für das jeweilige Kalenderjahr angewiesenen Betrag des Bundes soweit rückzuerstatten 
als im betreffenden Kalenderjahr, 

 1. ein negatives Evaluierungsergebnis gemäß Art. 8 vorliegt oder 
 2. das Land den Vorlageverpflichtungen aus den Abs. 1 und Abs. 2 nicht nachkommt oder 

 3. ein bereits angewiesener Zweckzuschuss nicht ausgeschöpft wurde oder 

 4. das Land nicht einen gleich großen Anteil wie der Bund an zusätzlichen Mitteln für Zwecke gemäß 
dieser Vereinbarung gewährt hat. 

(4) Das Land hat die, im für die Gewährung des Zweckzuschusses maßgeblichen Zeitraum angewiesenen 
Zahlungen insoweit rückzuerstatten, als es einer Verpflichtung nach Abs. 3 Z 1 bis 4 nicht nachkommt. Bei 

Vorliegen mehrerer Pflichtverletzungen für die Rückerstattung ist  

 1. im Falle des Abs. 3 Z 1 jener Betrag rückzuerstatten, der den Mitteln der nicht vereinbarungs gemäß 

umgesetzten Maßnahme entspricht, 
 2. im Falle des Abs. 3 Z 2 der gesamte angewiesene Betrag rückzuerstatten, 

 3. im Falle des Abs. 3 Z 3 und 4 der sich anteilsmäßig errechnete Betrag rückzuerstatten. 

Mehrere Rückerstattungsbeträge können nur insoweit addiert werden, als sie den Gesamtbetrag des 
Zweckzuschusses nicht überschreiten. Im Falle der Kumulation der Fälle des Abs. 3 Z 3 und 4 ist nur der jeweils 

höhere Betrag zu berücksichtigen. 

Artikel 6 

Anpassung von Gesetzen 

Die zur Durchführung dieser Vereinbarung notwendigen bundes - und landesgesetzlichen Regelungen sind 
bis längstens 30. September 2012 in Kraft zu setzen. 

Artikel 7 

Zahlungen des Bundes 

(1) Der jährliche Zweckzuschuss des Bundes gemäß Art. 4 Abs. 1 wird nach den unter Art. 5 angeführten 
Kriterien in zwei Raten für das jeweilige Kalenderjahr auf das vom Land bekannt zu gebende Konto wie folgt 

angewiesen: 

 1. Die erste Rate beträgt die Hälfte des jährlichen Zweckzuschusses pro Land und wird jeweils im März 
angewiesen. 

 2. Die zweite Rate beträgt die Hälfte des jährlichen Zweckzuschusses pro Land und wird jeweils im 
Oktober angewiesen. 



Im Jahr 2012 werden die erste Rate sechs Wochen nach Inkrafttreten der Vereinbarung und die zweite Rate 
jedenfalls bis 31. Dezember angewiesen. 

(2) Die Auszahlung erfolgt durch das Bundesministerium für Inneres. Bei der Auszahlung können allfällige 
Rückzahlungsverpflichtungen (Art. 5 Abs. 3 und Abs. 4 sowie Art. 8 Abs. 3) aufgerechnet werden. 

Artikel 8 

Evaluierung und Controlling 

(1) Der Einsatz der Zweckzuschussmittel sowie die Wirkung der getätigten Fördermaßnahmen auf die 
Entwicklung der Sprachkompetenz der geförderten Kinder werden einer Evaluierung unterzogen: 

 1. Das in Art. 5 Abs. 1 angeführte Konzept wird vom Österreichischen Integrationsfonds geprüft und durch 
das Bundesministerium für Inneres genehmigt; 

 2. Die in Art. 5 Abs. 2 angeführten Schlussberichte werden vom Österreichischen Integrationsfonds 
geprüft und als Evaluierungsschlussbericht zusammengefasst dem Bundesministerium für Inneres 

vorgelegt, welches die Schlussberichte genehmigt. 

(2) Bei einem negativem Ergebnis der nach diesem Artikel angeführten Überprüfungen informiert das 
Bundesministerium für Inneres das jeweilige Land über die Möglichkeit, die in Z 1 und Z 2 angeführten 
Dokumente unter Einräumung einer Frist von vier Wochen zu ergänzen und hierzu Stellung zu nehmen. Kommt 

das Land dieser Aufforderung nicht nach oder ergibt die nochmalige Prüfung erneut ein negatives 

Prüfungsergebnis, behält sich das Bundesministerium für Inneres vor, die jeweiligen Raten einzubehalten. Ein 
negatives Ergebnis der Evaluierungen liegt vor, wenn 

 1. der Zweckzuschuss nicht widmungsgemäß verwendet wurde oder 
 2. die Konzepte sowie Schlussberichte den Vorlagen widersprechen oder die inhaltlichen Mindest angaben 

nicht enthalten (Art. 5 Abs. 1 und 2). 

Eine nicht widmungsgemäße Verwendung liegt vor, wenn keine oder unzureichende Sprachstandsfest stellungen 
durchgeführt werden (Art. 3 Abs. 3 Z 1) oder die Sprachförderung nicht den „Bildungs standards zur Sprech- und 

Sprachkompetenz zu Beginn der Schulpflichtentspricht“ entspricht (Art. 3 Abs. 3 Z 2). 

(3) Zweckzuschussmittel, die in einem Kalenderjahr nicht abgerechnet werden können, werden vom Bund 
einbehalten und dem jeweiligen Land im darauffolgenden Kalenderjahr für die frühe sprachliche Förderung 

zugeführt. Einbehaltene Mittel aus dem Jahr 2014 bleiben davon unberührt. 

Artikel 9 

Inkrafttreten 

(1) Sobald 

 1. die nach der Bundesverfassung erforderlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind und  

 2. die Mitteilung über das Vorliegen der nach der jeweiligen Landesverfassung erforderlichen 
Voraussetzungen beim Bundeskanzleramt eingelangt ist, 

tritt diese Vereinbarung mit dem Ersten des Folgemonats zwischen dem Bund und den einzelnen Ländern in 
Kraft. 

(2) Nach dem 30. September 2012 können die Voraussetzungen für das Inkrafttreten der Vereinbarung nicht 
mehr erfüllt werden. 

(3) Das Bundeskanzleramt wird dem Bundesministerium für Inneres und den Ländern die Erfüllung der 
Voraussetzungen mitteilen. 

Artikel 10 

Geltungsdauer 

Die Vereinbarung tritt zwischen dem Bund und den einzelnen Ländern nach positiver Entscheidung über die 
gemäß Art. 5 erfolgten Abrechnungen durch das Bundesministerium für Inneres außer Kraft. Das 

Bundeskanzleramt informiert darüber das jeweilige Land. 

Artikel 11 

Urschrift 

Diese Vereinbarung wird in einer Urschrift ausgefertigt. Die Urschrift wird beim Bundeskanzleramt 
hinterlegt. Dieses hat allen Vertragsparteien beglaubigte Abschriften der Vereinbarung zu übermitteln.  

 



 

 

Anhang A 

Konzeptvorlage Art. 15a B-VG Artikel 5 

 

Zum Nachweis der widmungsmäßigen Verwendung des Bundeszuschusses gemäß dem Bildungsplan (Bildungsplan-Anteil zur sprachlichen 

Förderung in elementaren Bildungseinrichtungen) hat das jeweilige Land dem Bundesministerium für Inneres bis (3 Monate nach Inkrafttreten) ein 

Konzept für die Jahre 2012, 2013 und 2014 einzureichen, das Folgendes enthält: 

 

 Eine konkrete inhaltliche Festlegung der Umsetzung der frühen Deutschförderung (Seite 2) 

 eine Beschreibung der Methodologie, die für die Umsetzung herangezogen wird (Seite 3) 

 Angaben zu den Verfahren der Sprachstandsfeststellung (Seite 4)  

 Personaleinsatz (Seite 3+5) 

 Angaben zu den Standorten (Seite 5) 

 einen Finanzplan (Seite 6) 

 

 

1. Angaben zur Landesbehörde  

 

Name der zuständigen Landesbehörde: 

 

 

 

Adresse der zuständigen Landesbehörde: 

Name und Kontaktdaten der zuständigen 

Ansprechperson/Antragsteller/in: 

 

 

 

Name und Kontaktdaten der zuständigen pädagogischen Fachperson: 



 

 

 

2. Angaben zu den pädagogischen Zielen  

 

 

Rahmenziele laut Bildungsplan und 
Bildungsstandards 

Konkrete Zielformulierungen 
(Was soll erreicht werden?) 

Unterstützung des Deutscherwerbs durch 
Sicherstellung eines kontinuierlichen pädagogischen 
Angebots an deutschfördernden Anregungen 

 

Förderung von Zwei- und Mehrsprachigkeit durch 
tatsächlich praktizierte interkulturelle Pädagogik und 
aktive Wertschätzung der vorhandenen Erstsprache(n) 

 

Förderung von Kommunikation und Gesprächskultur 
durch Schaffung vieler Gelegenheiten zum Kommuni-
zieren bei stab iler Beziehungsebene zu Bezugspersonen 

 

Förderung von Buchkultur und Literacy durch aktive 
Auseinandersetzung mit Büchern und modernen Medien 
bzw. adäquatem Umgang mit Buch-, Erzähl- und 
Schriftkultur 

 

Deutschförderung durch philosophische Gespräche 
mit Kindern durch geduldige Auseinandersetzung mit 
vorhandener kindlicher Neugier und Experimentier-
freudigkeit (Warum-Fragen), um auch abstraktere 
Kommunikation, Gesprächskultur, Urteils- und 
Argumentationsfähigkeit zu fördern 

 

Sprachförderung durch Verbesserung von 
Transitionsprozessen, die den Kindern emotional positiv 
erlebte Transitionserfahrungen ermöglichen. Zum 
Beispiel durch gezielte Kooperationen mit Eltern, etc. 

 

Beobachtung u. Dokumentation der Entwicklung der 
deutschen Sprache durch die Planung, Durchführung, 
Dokumentation, Interpretation und Folgerung v. 
Deutschentwicklung  

 



 

 

 
3. Angaben zu den Fördermaßnahmen in Kindergärten1 

Rahmenziele laut Bildungsplan und 

Bildungsstandards 
Strukturelle bzw. infrastrukturelle 
Maßnahmen 
Welche rechtlichen bzw. materiellen, 
strukturellen Verbesserungen sind 
nötig? 

Pädagogische Konzepte u. 
Maßnahmen 
Welche pädagogischen und 
methodologischen Konzepte bzw. 
Materialien werden gefördert? 

Personelle Ressourcen u. Maßnahmen 
Welches pädagogische Fachpersonal  wird 
zusätzlich benötigt und wie wird es gefördert? 

Mit welchen konkreten Maßnahmen unterstützt das 
Land den Deutscherwerb? 

 

   

Mit welchen konkreten Fördermaßnahmen geht das 
Land auf Zwei- und Mehrsprachigkeit ein? 
 

   

Mit welchen konkreten Maßnahmen fördert das 
Land Kommunikation und Gesprächskultur? 
 

   

Mit welchen konkreten Maßnahmen fördert das 

Land die Umsetzung von „Buchkultur – Literacy – 
digitale Medien“ in Deutschförderprogrammen? 
 

   

Mit welchen konkreten Maßnahmen fördert das 
Land Projekte, die „Deutschförderung durch 

philosophische Gespräche mit Kindern“ umsetzen? 
 

   

Mit welchen konkreten Maßnahmen fördert das 
Land Projekte, die Sprachförderung durch 
Verbesserung von Transitionsprozessen 
umsetzen? 

   

Mit welchen konkreten Maßnahmen werden 
Beobachtung und Dokumentation der Entwicklung 

der deutschen Sprache durchgeführt bzw. 
gefördert? 
 

   

                                                                 
1 Vgl. Bildungsplan-Anteil zur sprachlichen Förderung in elementaren Bildungseinrichtungen. http://www.sprich-mit-mir.at/app/webroot/files/file/bildungsplananteilsprache.pdf 



 

 

 
4. Angaben zum Verfahren der Sprachstandsfeststellung (SpF) 

Standort 

 

Verwendetes Messverfahren  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

 

 

5. Angaben zu den Standorten 



 

 

Standort Angaben zu den Kindergruppen Angaben zu der Gruppe deutsche Frühförderung 

Name Adresse Anzahl der 

Gruppen 

Anzahl der 

Kinder 

Anzahl der 

Pädagog/innen pro 
Gruppe 

Anzahl der 

Gruppen 

Anzahl der 

Kinder 

Anzahl der Pädagog/innen 

pro Gruppe 

        

        

        

        

        

        

 

 

6. Angaben zum pädagogischen Personal 

Standort Zahl der Pädagog/innen Zahl der Pädagog/innen mit 
einer zusätzlichen 

Fortbildung/Qualifizierung für 
die frühe sprachliche 
Förderung 

Anderes Personal, das zur 
Durchführung der 

Deutschförderung 
herangezogen wird  

    

    

    

    

    

    

    

 

 

 



 

 

7. Angaben zum pädagogischen Personal 

Standort Zahl der Pädagog/innen Zahl der Pädagog/innen mit 
einer zusätzlichen 

Fortbildung/Qualifizierung für 
die frühe sprachliche 
Förderung 

Anderes Personal, das zur 
Durchführung der 

Deutschförderung 
herangezogen wird  

    

    

    

    

    

    

    

 



 

 

 
8. Abrechnung des Förderzeitraums ____________________ 

Rahmenziele laut Bildungsplan und 
Bildungsstandards 

Kosten für strukturelle 
bzw. infrastrukturelle 

Maßnahmen in € 
 

Kosten für 
pädagogische 
Konzepte u. 

Maßnahmen in € 
 

Kosten für 
personelle 

Ressourcen u. 
Maßnahmen in € 

 

Andere 
Ressourcen in  

€  
KOSTEN 
GESAMT 

Mit welchen konkreten Maßnahmen unterstützt 
das Land den Deutscherwerb? 
 

     

Mit welchen konkreten Fördermaßnahmen geht 
das Land auf Zwei- und Mehrsprachigkeit ein? 
 

     

Mit welchen konkreten Maßnahmen fördert das 
Land Kommunikation und Gesprächskultur? 
 

     

Mit welchen konkreten Maßnahmen fördert das 
Land die Umsetzung von „Buchkultur – Literacy 
– digitale Medien“ in 
Deutschförderprogrammen? 
 

     

Mit welchen konkreten Maßnahmen fördert das 
Land Projekte, die „Deutschförderung durch 
philosophische Gespräche mit Kindern“ 
umsetzen? 
 

     

Mit welchen konkreten Maßnahmen fördert das 
Land Projekte, die Sprachförderung durch 
Verbesserung von Transitionsprozessen 
umsetzen? 

     

Mit welchen konkreten Maßnahmen werden 
Beobachtung und Dokumentation der 
Entwicklung der deutschen Sprache erreicht 
bzw. gefördert? 
 

     

GESAMTKOSTEN € 



Anhang B 

Vorlage Schlussbericht Art. 15a B-VG Artikel 5 

für den Förderzeitraum ____________________  

 

Die Länder haben bis  30.11. des jeweiligen Kalenderjahres dem Bundesministerium für Inneres einen Schlussbericht vorzulegen, der neben der 

Abrechnung des gesamten vorangegangenen Jahres folgende Angaben zu beinhalten hat:  

 

 Die Gesamtzahl der am Standort getesteten Kinder, die Anzahl der Kinder mit Deutschförderbedarf sowie die tatsächlich geförderten Kinder 

vom Vorjahr  

 Die Gesamtzahl der am Standort getesteten Kinder, die Anzahl der Kinder mit Deutschförderbedarf sowie die tatsächlich geförderten Kinder 

im laufenden Jahr. Diese müssen aufgeschlüsselt werden in förderwürdige Kinder vom Vorjahr und Neuzugänge. 

 Angaben zu den Standorten  

 Personaleinsatz und Stundenumfang Deutschförderung 

 Die Abrechnung des entsprechenden Kindergartenjahres   

 

1. Angaben zur Landesbehörde 

 

Name der zuständigen Landesbehörde: 

 

 

Adresse der zuständigen Landesbehörde: 

Name und Kontaktdaten der zuständigen 

Ansprechperson/Antragsteller/in: 

 

Name und Kontaktdaten der zuständigen pädagogischen Fachperson:

 
 

 
 

 



 

 

2. Angaben zu den geförderten Kindern im Förderzeitraum ____________________  

 
Nr. Standort Vom Vorjahr  

 
 

Laufendes Kindergartenjahr   
 

Förderwürdige Kinder vom Vorjahr Neuzugänge  

Gesamt 

getestet 

Bedarf gefördert Gesamt 

getestet 

Bedarf gefördert Gesamt 

getestet 

Bedarf  gefördert 

           

           

           

           

           

           

           

           

Gesamt          

 
 

 
3. Angaben zu den geförderten Standorten und zum Personaleinsatz im Förderz eitraum ____________________ 

 
Nr. Standort Pädagog/innen  Zusätzliches Förderpersonal  Personal gesamt  

Anzahl Deutschförderstunden 
gesamt 

Vollzeitäquivalent 
Deutschförderstunden 

gesamt 

Anzahl Deutschförderstunden 
gesamt 

Vollzeitäquivalent 
Deutschförderstunden 

gesamt 

Anzahl Deutschförderstunden 
gesamt 

Vollzeitäquivalent 
Deutschförderstunden 

gesamt 

           

           

           

           

           

           

           

           

Gesamt          

 
 



 

 

4. Abrechnung des Förderzeitraums ____________________ 

Rahmenziele laut Bildungsplan und Bildungsstandards 
Kosten für strukturelle bzw. 
infrastrukturelle Maßnahmen 

in € 
 

Kosten für 
pädagogische 
Konzepte u. 

Maßnahmen in € 
 

Kosten für personelle 
Ressourcen u. 

Maßnahmen in € 
 

Andere 
Ressourcen in  

€  KOSTEN GESAMT 

Mit welchen konkreten Maßnahmen unterstützt das 
Land den Deutscherwerb? 
 

     

Mit welchen konkreten Fördermaßnahmen geht das 
Land auf Zwei- und Mehrsprachigkeit ein? 
 

     

Mit welchen konkreten Maßnahmen fördert das Land 
Kommunikation und Gesprächskultur? 

 

     

Mit welchen konkreten Maßnahmen fördert das Land 
die Umsetzung von „Buchkultur – Literacy – digitale 

Medien“ in Deutschförderprogrammen? 
 

     

Mit welchen konkreten Maßnahmen fördert das Land 
Projekte, die „Deutschförderung durch philosophische 
Gespräche mit Kindern“ umsetzen? 

 

     

Mit welchen konkreten Maßnahmen fördert das Land 
Projekte, die Sprachförderung durch Verbesserung 
von Transitionsprozessen umsetzen? 

     

Mit welchen konkreten Maßnahmen werden 
Beobachtung und Dokumentation der Entwicklung der 
deutschen Sprache erreicht bzw. gefördert? 

 

     

GESAMTKOSTEN 

 

€ 

 
 



 

 

Vorblatt 

Problem: 

Die im Jahre 2008 zwischen dem Bund und den Ländern abgeschlossene Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG 
über den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungsangebots und über die Einführung der verpflichtenden 

frühen sprachlichen Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen sowie die Schaffung eines 

bundesweiten vorschulischen Bildungsplanes ist 2010 ausgelaufen. 

Für die Jahre 2012 bis 2014 wurde vom Bund die Kostenbeteiligung in der Höhe von fünf Millionen Euro 
jährlich für frühe sprachliche Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen unter der 

Voraussetzung zugesagt, dass zwischen Bund und Ländern eine partnerschaftliche Finanzierung zu gleichen 

Teilen erfolgt. 

Ziele: 

Es soll die frühe sprachliche Förderung von Kindern im Alter von drei bis sechs Jahren und hier insbesondere 
von jenen mit nicht-deutscher Muttersprache, in institutionellen Kinderbetreuungs einrichtungen durch 

gemeinsames Bestreben von Bund und Ländern vorangetrieben werden. 

Inhalt/Problemlösung: 

Mit der gegenständlichen Vereinbarung kommen Bund und Länder überein, solche Maßnahmen zu treffen, um 
die Beherrschung der Unterrichtssprache Deutsch durch alle Kinder beim Eintritt in die erste Schulstufe der 
Volksschule möglichst sicher zu stellen. Als Beitrag zu den daraus entstehenden Kosten wird der Bund den 

Ländern zur teilweisen Abdeckung des Mehraufwandes für die Jahre 2012 bis2014 einen jährlichen 

Zweckzuschuss von maximal fünf Millionen Euro zur Verfügung stellen. 

Alternativen: 

Andere Wege zur Erreichung der angestrebten Ziele stehen nicht zur Verfügung. 

Auswirkungen des Regelungsvorhabens: 

Finanzielle Auswirkungen: 

Der Bund leistet an die Länder einen jährlichen Zweckzuschuss in der Höhe von maximal 5 Millionen Euro. 
Dieser Zweckzuschuss ist nach einem festgelegten Schlüssel auf die einzelnen Länder aufgeteilt. Die Länder 

verpflichten sich zu einer partnerschaftlichen Finanzierung zumindest in der gleichen Höhe der in Anspruch 

genommenen Mittel. Die Mittel für die Administrations - und Verwaltungskosten sind von den Vertragspartnern 
selbst zu tragen. 

Wirtschaftspolitische Auswirkungen: 

Keine. 

Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 

Keine. 

Auswirkungen auf die Verwaltungskosten für Bürger/-innen und für Unternehmen: 

Hinsichtlich der Verwaltungskosten für Bürger und Unternehmen ist mit keinen finanziellen Auswirkungen zu 
rechnen. 

Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimaverträglichkeit: 

Keine. 

Auswirkungen in konsumentenschutzpolitischer sowie sozialer Hinsicht: 

Keine. 

Geschlechtsspezifische Auswirkungen: 

Keine. 

Auswirkung auf die Zukunftschancen der Kinder: 

Ziel ist es, die Kinder so zu fördern, dass sie jene sprachlichen Kompetenzen, die beim Eintritt in die erste 
Schulstufe der Volksschule gegeben sein sollen, beherrschen, sowie dem Schulunterricht folgen und daran aktiv 
teilnehmen können. 

Die verpflichtende frühe sprachliche Förderung hat außerdem die Ziele, einen erleichterten Einstieg in den 
Regelschulbetrieb zu bewirken, die zukünftigen Bildungschancen der Kinder zu optimieren und in weiterer 

Folge einen besseren Start in das Berufsleben zu ermöglichen. 



 

 

Auswirkung auf die Integration der Kinder mit Migrationshintergrund: 

Der Spracherwerb ist das zentrale Element, um eine gelungene Integration voranzutreiben. Die diesbezügliche 
Förderung soll möglichst früh beginnen, um insbesondere auch jenen Kindern, deren Erstsprache nicht Deutsch 

ist, gleiche Bildungschancen zu ermöglichen. 

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Die Änderungen stehen zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union nicht im Widerspruch. 

Besonderheiten des Normsetzungsprozesses: 

Keine. 



 

 

 

Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Mit der gegenständlichen Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG verpflichten sich die Länder die erforderliche 
Sprachförderung in den institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen gemäß der „Bildungsstandards zur 

Sprech- und Sprachkompetenz zu Beginn der Schulpflicht“ und mit Hilfe von Sprachstandsfeststellungen 

durchzuführen, sowie eine Kostenbeteiligung in jener Höhe, die ihnen gemäß des Verteilungsschlüssels 
zugewiesen wird, aufzubringen. 

Als Beitrag zu den entstehenden Kosten wird der Bund den Ländern einen jährlichen Zweckzuschuss von fünf 
Millionen Euro zur Verfügung stellen. Zusätzlich hierzu sind Anpassungen im Bereich Evaluation und 

Controlling vorzunehmen. 

2008 wurde zwischen dem Bund und den Ländern die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über den Ausbau des 
institutionellen Kinderbetreuungsangebots und über die Einführung der verpflichtend en frühen sprachlichen 

Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen sowie Schaffung eines bundesweiten 

vorschulischen Bildungsplanes abgeschlossen. 

Darin war die Aufteilung der Zweckzuschüsse des Bundes für die Länder nur für die Jahre 2008 bis 2010 
festgelegt. Im Jahr 2011 wurde vom Bund die weitere Kostenbeteiligung in der Höhe von jährlich fünf Millionen 

Euro für die Jahre 2012 bis  2014 zugesagt. 

Der länderübergreifende Bildungsrahmenplan für elementare Bildungseinrichtungen wurde im Jahr 2009 in 
Zusammenarbeit von den Ländern und dem Charlotte-Bühler-Institut für praxisorientierte Kleinkindforschung 
entwickelt und ausgearbeitet. Der Bildungsplan gibt allen Einrichtungen in allen Bundesländern eine klare 

Anleitung, wie die Kinder durch die Kindergartenpädagoginnen bestmöglich gefördert werden sollen. Der 

Bildungsrahmenplan-Anteil für frühe sprachliche Förderung stammt ebenfalls vom Charlotte-Bühler-Institut und 
ist ein Teil des Maßnahmenpakets zur frühen sprachlichen Förderung aus der Art. 15a B-VG Vereinbarung über 

den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungs angebots und über die Einführung der verpflichtenden frühen 

sprachlichen Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen sowie Schaffung eines bundesweiten 
vorschulischen Bildungsplanes zur frühen sprachlichen Förderung, welche 2010 außer Kraft getreten ist  

Diese Bildungsrahmenpläne sind bei der Umsetzung der Maßnahmen der Vereinbarung anzuwenden. Diese 
Vorgangsweise soll den Ländern eine gemeinsame Basis für die Umsetzung der Maßnahmen zur frühen 

sprachlichen Förderung schaffen Auch für das Bundesministerium für Inneres sowie den Österreichischen 
Integrationsfonds stellen die Bildungspläne wichtige Beurteilungskriterien bei der Erfüllung ihrer 

Verpflichtungen sowie der Evaluierung dar. 

Die Bildungspläne wurden insbesondere deshalb gewählt, da sie in Zusammenarbeit der Länder und dem 
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur entstanden sind und in der Kommunikation der 
vorliegenden Bund-Länder-Vereinbarung zur frühen sprachlichen Förderung von allen Vertragsparteien 

wiederholt bestätigt und begrüßt wurden. 

Nach wie vor besteht das Ziel darin, dass die Kinder beim Übergang zur Volksschule die Unterrichts sprache 
Deutsch nach „Bildungsstandards zur Sprech- und Sprachkompetenz zu Beginn der Schulpflicht“ beherrschen. 
Die diesbezüglichen Förderungen sollen somit weiter vorangetrieben werden. Die verpflichtende frühe 

sprachliche Förderung soll einen erleichterten Einstieg in den Regelschulbetrieb mit sich bringen, die 

zukünftigen Bildungschancen der Kinder optimieren und in weiterer Folge einen besseren Start in das 
Berufsleben ermöglichen. 

Einen neuen Aspekt stellt die Schwerpunktlegung auf Kinder mit nicht -deutscher Muttersprache dar. Diese 
Neuerung steht im Lichte der Integration von Kindern mit Migrationshintergrund. Keinesfalls soll es aber zu 

einer Benachteiligung von Kindern mit deutscher Muttersprache kommen. 

Besonderer Teil 

Zu Artikel 1: 

In diesem Artikel werden die Ziele der Vereinbarung festgelegt. 

Im Abs. 1 ist vorgegeben, dass alle Kinder im Alter von drei bis sechs Jahren in institutionellen 
Kinderbetreuungseinrichtungen mit Sprachförderbedarf und insbesondere jene mit nichtdeutscher Muttersprache 

gefördert werden sollen. Die Zielgruppe ist auf dieses Alter insbesondere deswegen eingeschränkt, da die 

Feststellung von Sprachkompetenzen mit den gängigen Erhebungsbögen ab dem dritten Lebensjahr jedenfalls 
sichergestellt werden kann. 

Die Kinder sollen so gefördert werden, dass sie mit Eintritt in die erste Schulstu fe der Volksschule die 
Unterrichtssprache gemäß den „Bildungsstandards zur Sprech - und Sprachkompetenz zu Beginn der 



 

 

Schulpflicht“, abrufbar unter www.sprich-mit-mir.at, beherrschen. Diese Bildungsstandards wurden vom 

Bundesministerium für Unterricht, Kuns t und Kultur in Zusammenarbeit mit dem Deutsch-Kompetenzzentrum 

an der Pädagogischen Hochschule erstellt und definieren jene Kompetenzen, die bei Eintritt in die erste 
Schulstufe der Volksschule gegeben sein sollen. 

Abs. 2 legt fest, dass bei der Umsetzung der bundesländerübergreifende Bildungsrahmenplan für elementare 
Bildungseinrichtungen in Österreich und der Bildungsplan-Anteil zur sprachlichen Förderung in elementaren 

Bildungseinrichtungen zur Anwendung gelangen sollen. Diese Bildungspläne sind unter www.sprich-mit-mir.at 
abrufbar. Bei der Umsetzung der Maßnahmen zur frühen sprachlichen Förderung sollen die genannten 

Bildungspläne dem Kindergartenpersonal als eine Orientierung  dienen. Die bundesweiten Maßnahmen zur 

Förderung der Sprachkompetenzen von Kindern in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen sollten nach 
den Grundsätzen, die in den genannten Bildungsplänen enthalten sind und in Zusammenarbeit mit den 

Vertragsparteien erarbeitet wurden, erfolgen. 

Die verpflichtende frühe sprachliche Förderung hat das Ziel, einen erleichterten Einstieg in den 
Regelschulbetrieb zu ermöglichen. Bei der Umsetzung der Vereinbarung hat diese Zielbestimmung einen 
wichtigen Leitgedanken für die Vertragsparteien darzustellen und sind die Maßnahmen zweckentsprechend  zu 

wählen und durchzuführen (Abs. 3). 

Zu Artikel 2: 

In diesem Artikel werden Begriffe näher definiert. 

Zu Artikel 3: 

Es ist hier erneut eine Zielbestimmung zu den Maßnahmen der Vereinbarung zu finden. Bund und Länder 
verpflichten sich, geeignete Maßnahmen zu treffen, um möglichst sicher zu stellen, dass alle Kinder beim Eintritt 
in die erste Schulstufe der Volksschule die Unterrichtssprache Deutsch gemäß den „Bildungsstandards zur 

Sprech- und Sprachkompetenz zu Beginn der Schulpflicht“ beherrschen und aktiv daran teilnehmen können. Die 

genaue Ausgestaltung der Maßnahmen obliegt den Vertragsparteien, wobei jedenfalls jene in Abs. 2 und 3 von 
den Vertragsparteien durchzuführen sind. Dabei verpflichtet sich der Bund gem. Abs. 2 insbesondere dazu, den 

Ländern durch das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur entsprechende Materialien 

(insbesondere die Erhebungsbögen) für die Sprachstandsfeststellungen zur Verfügung zu stellen; Dies hat 
insbesondere dadurch zu geschehen, dass die Beobachtungsbögen (BESK 2.0, BESK-DaZ 2.0) und die 

dazugehörigen Handbücher bereitgestellt werden (derzeit unter www.sprich -mit-mir.at). Informationen über 

Anwendung und Durchführung sind dabei anzuführen und ist es den Ländern zu ermöglichen, nach 
einheitlichem Verfahren die Sprachstandsfeststellungen durchzuführen (Z 1). 

Weitere Verpflichtungen des Bundes bestehen darin, das gesamte pädagogische Kindergartenpersonal im 
Bereich frühe sprachliche Förderung durch das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur aus - fort 

und weiterzubilden, also die bereits bestehenden Bildungsangebote zur Sprachstandsfeststellung weiterhin 
beizubehalten, gegebenenfalls auszubauen und fortzuführen (Z 3), sowie bereits bestehende Lehrpläne für diese 

spezielle Aus-, Fort- und Weiterbildung durch das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur unter 

Einbeziehung der Länder zu aktualisieren und weiterzuentwickeln (Z 4). 

In Abs. 3 dieser Bestimmung sind die Verpflichtungen auf Seiten der Länder geregelt. Diese haben dafür Sorge 
zu tragen, dass zumindest eine jährliche Sprachstandsfeststellung mit Hilfe von Beobach tungsbögen (gemäß Art. 

2 Z 6) durchgeführt wird (Z 1). Diese Erhebung hat möglichst zu Beginn des Kindergartenjahres – das heißt vor 

Beginn der frühen sprachlichen Förderung – und nach erfolgter Förderung bei demselben Personenkreis zu 
Beginn des darauffolgenden Kindergartenjahres zu erfolgen. Es besteht die Pflicht, die Auswertungen so 

vorzulegen, dass die Ergebnisse vor und nach der Förderung verglichen werden können um damit die  

Auswirkungen der Fördermaßnahmen auf die Sprachkompetenzen der Kinder ersichtlich machen zu können. 

Eine neuerliche Förderung desselben Personenkreises ist möglich, insofern erneut Sprachförderbedarf festgestellt 
wird. Da die zweite Sprachstandsfeststellung zu Beginn des Folgekindergartenjahres durchzuführen ist, werden 

Kinder, die zu diesem Zeitpunkt bereits eingeschult sind, von dieser Feststellung nicht umfasst sein. Eine 

vergleichende anonymisierte Auswertung gemäß Artikel 5 Abs. 2 Z 3 wird für diese Personengruppe somit in 
vielen Fällen nicht möglich sein und bedingt folglich die fehlende Vorlage solcher Ergebnisse kein negatives 

Evaluierungsergebnis im Sinne des Art. 8 der Vereinbarung. 

Die frühe sprachliche Förderung der Zielgruppe hat den „Bildungs standards zur Sprech- und Sprachkompetenz 
zu Beginn der Schulpflicht“ zu entsprechen. (Z 2). 

Die Länder verpflichten sich des Weiteren dazu, dem gesamten pädagogischen Kindergartenpersonal, die 
speziellen Aus-, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen für die Durchführung der frühen sprachlichen Förderung 

zu empfehlen. Diese Empfehlungen haben genaue Informationen über die Möglichkeiten zur Aus -, Fort- und 

Weiterbildung  im Bereich der frühen sprachlichen Förderung zu enthalten (Z 3). 

Abs. 4 bestimmt, dass sich die Vertragsparteien bei der Umsetzung der frühen sprachlichen Förderung am 
Bildungsrahmenplan und dem Bildungsplan-Anteil gemäß Art. 1 Abs. 2 orientieren werden. 



 

 

Zu Artikel 4: 

Die Mittelaufteilung bezieht sich auf Erhebungen der Bundesanstalt Statistik Aus tria, die im Jahre 2010 eine 
österreichweite statistische Auswertung zu den Kindern in institutionellen Kinderbetreuungs einrichtungen 

veröffentlichte. Die Angaben geben Auskunft über Anzahl und Alter der Kinder pro Land. 

Um die Aufteilung des Zweckzuschusses in Prozentzahlen auszudrücken, werden die Zahlen der 0 bis 6-jährigen 
Kinder aus dieser Statistik pro Land summiert. Dieses Ergebnis wird in Verhältnis zur österreichweiten 

Gesamtsumme der 0 bis 6-jährigen Kinder gebracht. Die sich daraus ergebende Prozentzahl wird wiederrum in 

Verhältnis zum Zweckzuschuss in der Höhe von fünf Millionen Euro gestellt. So ergibt sich der Teil des 
Zweckzuschusses, der einem Land für die frühe sprachliche Förderung zusteht. 

Zu Artikel 5: 

Die Länder haben unter Verwendung der Vorlage im Anhang A jeweils ein Gesamtkonzept für die Jahre 2012, 
2013 und 2014 vorzulegen (Abs. 1), das folgende - in der Vorlage weiter definierte - inhaltliche Punkte 

aufzuweisen hat: 

Inhaltliche Festlegung der Umsetzung der frühen sprachlichen Förderung (Z 1), Personaleinsatz (Z 2), Angaben 
zu den Standorten (Z 3), Methodologiebeschreibung (Z 4), sowie einen Finanzplan (Z 6). 

Diese Regelung soll die inhaltliche und formale Vereinheitlichung der Konzepte und das Vorliegen von 
Mindestangaben, die für eine plan- und überprüfbare Umsetzungsperiode notwendig ist, sicherstellen. 

Kann das Land jedoch nicht auf bisherige Erfahrungswerte zum Sprachförderbedarf in den institutionellen 
Kinderbetreuungseinrichtungen zurückgreifen, können die Angaben der Z 2, Z 3, Z 5 unabhängig von der 
Konzeptvorlage nach Durchführung der ersten Sprachstandsfeststellung gemäß Art. 3 Abs. 3 Z 1 vorgelegt 

werden. 

Die Konzepte sind spätestens drei Monate nach Inkrafttreten der Vereinbarung dem Bundesministerium für 
Inneres vorzulegen. Dieses teilt den Ländern die Genehmigung oder Nichtgenehmigung mit. 

Die Länder haben gemäß Abs. 2 dieser Bestimmung unter Verwendung der in Anlage B befindlichen Vorlage 
jeweils bis 30. November einen Schlussbericht vorzulegen. Dieser Schlussbericht best eht aus der Abrechnung 

und den inhaltlichen Angaben zu den Förderungsmaßnahmen im vergangenen Kindergartenjahr (Z 1 und Z 2). 

Das Vorlagedatum eignet sich besonders um ein vollständiges Kindergartenjahr zur Beurteilung heranzuziehen 
und einen längeren Beobachtungszeitraum der frühen sprachlichen Förderung darzustellen, sowie die 

vergleichende Auswertung zur Sprachstandsfeststellung des vorhergehenden Kindergartenjahres vorzunehmen.  

Sollte ein solcher Vergleich zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorliegen, weil etwa die Sprachstandsfeststellungen 
des laufenden Kindergartenjahres noch nicht abgeschlossen sind, gibt der Bund den Ländern die Möglichkeit 
diese Ergebnisse, ohne Angabe von Gründen und unabhängig vom Schlussbericht, bis zum 31. Dezember eines 

Kalenderjahres vorzulegen. Ab diesem Zeitpunkt  kann nur in Ausnahmefällen und unter Angabe von sachlichen 

Gründen eine Fristerstreckung bis zu maximal zwei Monaten (also bis 28. Februar) gewährt werden. Das 
Bundesministerium für Inneres hat darüber auf Antrag zu entscheiden (Z 3). 

Für das Jahr 2012 hat der Schlussbericht, aufgrund des Umstandes, dass die Vereinbarung erst im Laufe des 
Kindergartenjahres 2011/12 in Kraft treten wird, nur jene inhaltlichen Angaben über die Förderungsmaßnahmen, 

die nach Inkrafttreten dieser Vereinbarung durchgeführt wurden und die auf diesen Zeitraum beschränkte 
Abrechnung, zu enthalten. 

Abs. 3 regelt, dass das Land den gewährten Zweckzuschuss dem Bund soweit rück zu erstatten hat, als  

1. ein negatives Evaluierungsergebnis gemäß Art. 8 vorliegt, oder 

2.  das Land den Vorlageverpflichtungen aus Abs. 1 und 2 nicht nachkommt oder 

3.  ein bereits angewiesener Zweckzuschuss nicht ausgeschöpft wurde oder 

4.  das Land nicht einen gleich großen Anteil wie der Bund an zusätzlichen Mitteln für Zwecke gemäß dieser 
Vereinbarung gewährt hat. 

Für die Berechnung der Höhe der Rückerstattungspflicht ist der Zeitraum maßgeblich, in dem ein Land eben 
diesen Verpflichtungen aus Z 1 bis 4 nicht nachgekommen ist (Abs. 4) 

Im Falle, dass ein negatives Evaluierungsergebnis gem. Art. 8 vorliegt, hat das Land jenen Betrag rück zu 
erstatten, der den Mitteln der nicht vereinbarungsgemäß umgesetzten Maßnahme entspricht. 

Kommt ein Land den Vorlageverpflichtungen aus Art. 5 Abs. 1 bis 2 nicht nach, hat es den gesamten 
angewiesenen Betrag rück zu erstatten. 

Wurde der bereits angewiesene Zweckzuschuss nicht ausgeschöpft oder hat das Land nicht einen gleich großen 
Anteil wie der Bund an zusätzlichen Mitteln für Zwecke gemäß der Vereinbarung gewährt, ist der sich 
anteilsmäßig errechnete Betrag rück zu erstatten. 

Liegen mehrere Pflichtverletzungen vor, werden sie nur insoweit addiert, als sie den Gesamtbetrag des 
Zweckzuschusses nicht überschreiten. Wenn ein Land einen bereits angewiesenen Zweckzuschuss nicht 



 

 

ausschöpft und keinen gleich großen Anteil wie der Bund mitfanziert, ist nur der jeweils höhere Betrag zu 

berücksichtigen. 

Zu Artikel 6: 

Diese Bestimmung normiert, dass bundes - und landesgesetzliche Regelungen bis längstens 30. September 2012 
in Kraft gesetzt werden müssen. Damit soll eine ehestmögliche Umsetzung erreicht werden. 

Zu Artikel 7: 

In Abs. 1 ist geregelt, dass der Zweckzuschuss des Bundes in zwei gleich großen Raten jeweils im März und 
Oktober für das jeweilige Kalenderjahr angewiesen wird. 

Für das Jahr 2012 gilt die Sonderbestimmung, dass die erste Rate sechs Wochen nach Inkrafttreten der 
Vereinbarung und die zweite Rate jedenfalls bis 31. Dezember 2012 angewiesen werden. Mit dieser Regelung 

wird verhindert, dass sich die Auszahlung der ersten Rate aufgrund des ungewissen Datums des Inkrafttretens 
zeitlich nicht mit dem im Abs. 1 geregelten Termin deckt. 

Abs. 2 regelt die Auszahlung durch das Bundesministerium für Inneres und die Aufrechnung von allfälligen 
Rückzahlungsverpflichtungen bei der Auszahlung der Raten. 

Zu Artikel 8: 

Um die Auswirkungen der frühen sprachlichen Förderung überprüfen zu können, sind die Maßnahmen im 
Einvernehmen mit den Ländern einer Evaluierung zu unterziehen. Die Evaluierung erfolgt in Form einer 
qualitativen sowie quantitativen Auswertung. 

Der Österreichische Integrationsfonds evaluiert die von den Ländern gem. Art. 5 Abs. 1 zu vorzulegenden 
Konzepte und die gem. Art. 5 Abs. 3 vorzulegenden Schlussberichte. Die Konzepte werden vom 

Österreichischen Integrationsfonds geprüft und vom Bundes ministerium für Inneres genehmigt. Die 
Schlussberichte werden vom Österreichischen Integrationsfonds als Evaluierungsbericht zusammen gefasst und 

dem Bundesministerium für Inneres vorgelegt, welcher über die Genehmigung oder Nichtgenehmigung der 

Schlussberichte entscheidet und die Länder darüber in Kenntnis zu setzen hat. 

Abs. 2 normiert, wie bei einem negativen Ergebnis der Evaluierungen vorzugehen ist. Ein negatives Ergebnis der 
Evaluierungen liegt vor, wenn der Zuschuss nicht widmungsgemäß gem. Art. 3 Ab s. 3 verwendet wurde, also 

keine oder unzureichende Sprachstandsfeststellungen durchgeführt wurden (Art. 3 Abs. 3 Z 1), oder die 

Sprachförderung nicht den „Bildungsstandards zur Sprech - und Sprachkompetenz zu Beginn der Schulpflicht“ 
entspricht (Art. 3 Abs. 3 Z 2)oder die Konzepte sowie Schlussberichte den Vorlagen widersprechen (Art. 5 Abs. 

2 und Abs. 3), oder diese die inhaltlichen Mindestangaben nicht enthalten (Art. 5 Abs. 1 und 3). 

Ergibt die Prüfung ein negatives Ergebnis, gibt das Bundesministerium für Inneres dem jeweiligen Land die 
Möglichkeit unter Einräumung einer Frist von vier Wochen, Dokumente zu ergänzen, hierzu Stellung zu nehmen 
und die Vorlageverpflichtungen zu vervollständigen. Das Land wird darüber schriftlich verständigt.  

Ergibt die nochmalige Prüfung erneut ein negatives Ergebnis, behält sich das Bundesministerium für Inneres vor, 
Folgeraten einzubehalten. 

Im Abs. 3 wird festgelegt, dass die in einem Kalenderjahr nicht ausgeschöpften Zweckzuschussmittel vom Bund 
einbehalten und von diesem an die Länder im darauffolgenden Kalenderjahr für die frühe sprachliche Förderung 
zugeführt werden. 

Davon unberührt bleiben jedoch einbehaltene Mittel aus dem Jahr 2014, da die Vereinbarung nur bis 31. 
Dezember 2014 gilt. 

Zu Artikel 9: 

Diese Regelung bestimmt das Inkrafttreten der Vereinbarung: 

Ein Inkrafttreten mit allen Vertragspartnern wird angestrebt, doch besteht auch die Möglichkeit, dass die 
Vereinbarung zwischen dem Bund und nur einzelnen Länder in Kraft tritt. 

Ist eine Mitteilung beim Bundeskanzleramt über das Vorliegen der verfassungsrechtlich erforderlichen 
Voraussetzungen bis zum 30. September 2012 eingetroffen, hat dieses dem Bundesministerium für Inneres sowie 

den Ländern die Erfüllung der Voraussetzungen mitzuteilen. Die Vereinbarung tritt s odann mit dem Ersten des 

Folgemonats in Kraft. Ein Inkrafttreten nach dem 30. September 2012 ist nicht möglich. 

Zu Artikel 10: 

In dieser Regelung wird normiert, dass die Vereinbarung für das jeweilige Land erst dann außer Kraft tritt, wenn 
die Abrechnung durch das Bundesministerium für Inneres erfolgt ist und das Bundeskanzleramt das jeweilige 

Land darüber informiert hat. 

Zu Artikel 11: 

Die Bestimmung normiert die Hinterlegung der Urschrift beim Bundeskanzleramt, das den Vertragsparteien 
beglaubigte Kopien der Vereinbarung zu übermitteln hat. 

 


